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202. Bundesgesetz: Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1985
(NR: GP XVI RV 568 AB 618 S. 89. BR: AB 2984 S. 461.)

203 . Bundesgesetz: Bezirksgerichts-Organisationsgesetz für Wien
(NR: GP XVI RV 317 AB 608 S. 90. BR: AB 2983 S. 461.)

204. Bundesgesetz: Amnestie 1985
(NR: GP XVI IA 141/A AB 609 S. 90. BR: AB 2982 S. 461.)

205. Bundesgesetz: Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 1985
(NR: GP XVI AB 628 S. 90. BR: AB 2985 S. 461.)

2 0 2 . Bundesgesetz vom 9. Mai 1985, mit dem
das Staatsbürgerschaftsgesetz 1965 geändert
wird (Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1985)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Staatsbürgerschaftsgesetz 1965, BGBl.
Nr. 250, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 170/1983, wird wie folgt geändert:

1. Der Einleitungssatz des § 5 Abs. 2 hat zu lau-
ten:

„(2) Für den Ehegatten eines Staatsbürgers, der
in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen
Gebietskörperschaft steht und seinen Dienstort im
Ausland hat (Auslandsbeamter), gilt unbeschadet
der Bestimmungen der §§ 22 Abs. 2 und 3, 37
Abs. 2 und 41 Abs. 2 für Belange dieses Bundesge-
setzes Wien als ordentlicher Wohnsitz, sofern er
Fremder ist, mit dem Auslandsbeamten in dauern-
der Haushaltsgemeinschaft lebt und keinen ordent-
lichen Wohnsitz im Inland hat."

2. § 6 2 1 hat zu lauten:

„1. Abstammung (Legitimation) (§§7, 7 a und
8);"

3. § 6 Z 3 hat zu lauten:

„3. Dienstantritt als Ordentlicher Universitäts-
professor oder als Ordentlicher Hochschul-
professor (§25 Abs. 1);"

4. Dem § 7 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen:

„Abs. 1 lit. b gilt sinngemäß."

5. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:

„§ 7 a. (1) Wird ein unehelich geborener Fremder
zu einer Zeit, da er noch minderjährig und ledig ist,
legitimiert, so erwirbt er mit seiner Legitimation die

Staatsbürgerschaft, falls sein Vater in diesem Zeit-
punkt Staatsbürger ist oder falls er vorher verstor-
ben ist, am Tage seines Ablebens Staatsbürger war.

(2) Hat der Legitimierte das 14. Lebensjahr
bereits vollendet, so gilt der Abs. 1 nur, wenn der
Legitimierte und sein gesetzlicher Vertreter dem
Erwerb der Staatsbürgerschaft zustimmen.

(3) Eine Zustimmung nach Abs. 2 ist der Evi-
denzstelle (§ 49 Abs. 2) schriftlich zu erklären. Die
staatsbürgerschaftsrechtlichen Wirkungen der Legi-
timation treten in einem solchen Fall erst ein,
sobald der Evidenzstelle alle nach Abs. 2 erforderli-
chen Zustimmungserklärungen zugekommen sind.

(4) Eine Zustimmung nach Abs. 2 ist unwirksam,
wenn sie der Evidenzstelle nach der Eheschließung
des Legitimierten oder später als drei Jahre nach
Erteilung der schriftlichen Belehrung (§ 52 Abs. 2)
zugekommen ist.

(5) Verweigert der Legitimierte, der das
14. Lebensjahr vollendet hat, oder sein gesetzlicher
Vertreter die Zustimmung (Abs. 2), so kann sie
durch das Gericht ersetzt werden, wenn der
Erwerb der Staatsbürgerschaft aus erzieherischen,
beruflichen oder anderen wichtigen Gründen dem
Wohl des Legitimierten dient. Gleiches gilt, wenn
der Legitimierte keinen gesetzlichen Vertreter hat
oder sein gesetzlicher Vertreter nicht erreichbar ist
und die Bestellung eines gesetzlichen Vertreters auf
unüberwindliche Hindernisse stößt; Gleiches gilt
ferner, wenn der Legitimierte unbekannten Aufent-
haltes oder sonst nicht erreichbar ist. Zuständig ist
jenes inländische Gericht, das als Vormundschafts-
oder Pflegschaftsgericht einzuschreiten hätte, wenn
der Legitimierte die Staatsbürgerschaft besäße. Die
Frist für die Abgabe der Zustimmung (Abs. 4) gilt
als gewahrt, sofern das Gericht vor ihrem Ablauf
angerufen wurde und der Legitimierte noch ledig
ist, wenn der Evidenzstelle die Entscheidung des
Gerichtes zukommt.
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(6) Der Erwerb der Staatsbürgerschaft durch
Legitimation erstreckt sich auf uneheliche Kinder
der legitimierten Frau. Haben sie das 14. Lebens-
jahr bereits vollendet, gelten die Abs. 2 bis 5 sinnge-
mäß."

6. § 10 Abs. 1 Z 4 hat zu lauten:

„4. er nicht von einem ausländischen Gericht
wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz
begangener strafbarer Handlungen zu einer
Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten
rechtskräftig verurteilt worden ist, die strafba-
ren Handlungen auch nach inländischem
Recht gerichtlich strafbar sind und die Verur-
teilung in einem den Grundsätzen des Art. 6
der Europäischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
BGBl. Nr. 210/1958, entsprechenden Verfah-
ren ergangen ist;"

7. § 14 Abs. 1 Z 4 hat zu lauten:

„4. weder von einem inländischen noch von
einem ausländischen Gericht zu einer Frei-
heitsstrafe von fünf oder mehr Jahren rechts-
kräftig verurteilt worden ist, die der Verurtei-
lung durch das ausländische Gericht
zugrunde liegenden strafbaren Handlungen
auch nach inländischem Recht gerichtlich
strafbar sind und die Verurteilung in einem
den Grundsätzen des Art. 6 der Europäischen
Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/
1958, entsprechenden Verfahren ergangen ist
und"

8. Im § 15 Abs. 1 lit. b ist das Wort „einjährigen"
durch „sechsmonatigen" zu ersetzen.

9. § 19 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Der Antrag ist vom eigenberechtigten Frem-
den persönlich zu unterfertigen. Ist der Fremde
nicht eigenberechtigt, so ist der Antrag für ihn ent-
weder von seinem gesetzlichen Vertreter persönlich
oder mit dessen schriftlicher Zustimmung von ihm
selbst oder einer dritten Person zu unterfertigen.
Der vom gesetzlichen Vertreter oder mit dessen
schriftlicher Zustimmung von einer dritten Person
gestellte Antrag bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des minderjährigen Fremden, sofern dieser
das 14. Lebensjahr vollendet hat.

(3) Verweigert der gesetzliche Vertreter oder der
Minderjährige, der das 14. Lebensjahr vollendet
hat, seine Zustimmung, so kann sie durch das
Gericht ersetzt werden, wenn die Verleihung der
Staatsbürgerschaft (Erstreckung der Verleihung)
aus erzieherischen, beruflichen oder anderen wich-
tigen Gründen dem Wohl des Fremden dient. Glei-
ches gilt, wenn der Fremde keinen gesetzlichen
Vertreter hat oder sein gesetzlicher Vertreter nicht
erreichbar ist und die Bestellung eines gesetzlichen
Vertreters auf unüberwindliche Hindernisse stößt;

Gleiches gilt ferner, wenn der Minderjährige unbe-
kannten Aufenthaltes oder sonst nicht erreichbar
ist. Zuständig ist jenes inländische Gericht, das als
Vormundschafts- oder Pflegschaftsgericht einzu-
schreiten hätte, wenn der Fremde die Staatsbürger-
schaft besäße."

10. Die Überschrift vor § 25 hat zu lauten:

„Dienstantritt als Ordentlicher Universitätsprofes-
sor oder als Ordentlicher Hochschulprofessor"

11. § 25 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 25. (1) (Verfassungsbestimmung) Ein Fremder
erwirbt die Staatsbürgerschaft durch den Dienstan-
tritt als Ordentlicher Universitätsprofessor an einer
inländischen Universität oder als Ordentlicher
Hochschulprofessor an der Akademie der bilden-
den Künste oder an einer inländischen Kunsthoch-
schule."

12. § 25 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Erklärungen nach Abs. 2 sind innerhalb
eines Jahres, nachdem der Universitäts-(Hoch-
schul-)Professor seinen Dienst angetreten hat,
schriftlich bei der nach § 39 zuständigen Behörde
abzugeben. § 19 Abs. 2 zweiter und dritter Satz
sind sinngemäß anzuwenden. Liegen die Voraus-
setzungen vor, so hat die Behörde mit schriftlichem
Bescheid festzustellen, daß die Staatsbürgerschaft
mit dem Tag des Dienstantrittes des Universitäts-
(Hochschul-)Professors erworben wurde."

13. Dem § 27 Abs. 2 ist folgender Abs. 3 anzufü-
gen:

„(3) Ein minderjähriger Staatsbürger, der das
14. Lebensjahr vollendet hat, verliert die Staatsbür-
gerschaft außerdem nur, wenn er der auf den
Erwerb der fremden Staatsangehörigkeit gerichte-
ten Willenserklärung (Abs. 1) seines gesetzlichen
Vertreters oder der dritten Person (Abs. 2) vor dem
Erwerb der fremden Staatsangehörigkeit ausdrück-
lich zugestimmt hat."

14. § 28 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Antrag ist vom eigenberechtigten
Staatsbürger persönlich zu unterfertigen. Ist der
Staatsbürger nicht eigenberechtigt, so ist der
Antrag für ihn entweder von seinem gesetzlichen
Vertreter persönlich oder mit dessen schriftlicher
Zustimmung von ihm selbst oder einer dritten Per-
son zu unterfertigen. Der vom gesetzlichen Vertre-
ter oder mit dessen schriftlicher Zustimmung von
einer dritten Person gestellte Antrag bedarf der
schriftlichen Zustimmung des minderjährigen
Staatsbürgers, sofern dieser das 14. Lebensjahr voll-
endet hat. Ist jemand anderer als die Eltern oder
die Wahleltern gesetzlicher Vertreter, so bedarf der
Antrag oder die Zustimmung des gesetzlichen Ver-
treters ferner der Genehmigung des Vormund-
schafts- oder Pflegschaftsgerichts."
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15. Dem § 29 Abs. 1 ist folgender Satz anzufü-
gen:

„§ 27 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden."

16. § 29 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten:

„§ 27 Abs. 2 letzter Satz und sinngemäß Abs. 3 sind
anzuwenden."

17. § 30 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Für einen nicht eigenberechtigten Staatsbür-
ger darf die Bestätigung nach Abs. 1 nur ausgestellt
oder er in dieser nur angeführt werden, wenn die
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters und des
Minderjährigen, der das 14. Lebensjahr vollendet
hat, und gegebenenfalls die Genehmigung des
Gerichtes (§ 27 Abs. 2 und § 29 Abs. 2) bereits vor-
liegen."

18. § 38 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„§ 28 Abs. 3 ist sinngemäß mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß die Zustimmung des gesetzlichen Ver-
treters und des Minderjährigen, der das 14. Lebens-
jahr vollendet hat, oder die Genehmigung des
Gerichtes auch nach der Abgabe der Verzichtser-
klärung erteilt werden kann."

19. § 39 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Zur Erlassung von Bescheiden in Angele-
genheiten der Staatsbürgerschaft ist unbeschadet
der Bestimmungen des § 41 die Landesregierung
zuständig."

20. Im § 39 Abs. 2 haben die Worte „oder die
Bestätigung" zu entfallen.

21. Der Einleitungssatz des §41 Abs. 1 hat zu
lauten:

„(1) Zur Ausstellung von Bestätigungen in Ange-
legenheiten der Staatsbürgerschaft und zur Ent-
scheidung über derartige Anträge ist jene
Gemeinde (Gemeindeverband) zuständig, in deren
Bereich die Person, auf die sich die Bestätigung
bezieht, ihren ordentlichen Wohnsitz hat."

22. § 42 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Außer den in den §§ 25 Abs. 3, 38 und 58 c.
besonders geregelten Fällen ist ein Feststellungsbe-
scheid in Angelegenheiten der Staatsbürgerschaft
zu erlassen, wenn der Antragsteller ein rechtliches
Interesse an der Feststellung hat."

23. Der bisherige Wortlaut des § 52 ist als „(1)"
zu bezeichnen. Als neuer Abs. 2 ist anzufügen:

„(2) Die Evidenzstelle hat, sobald ihr die Mittei-
lung über die Legitimation eines minderjährigen
ledigen Fremden, der das 14. Lebensjahr vollendet
hat, zugekommen ist (§ 53 Z 3 lit. a und Z 5 lit. c),
diesen und seinen gesetzlichen Vertreter unverzüg-
lich darüber schriftlich zu belehren, daß die staats-
bürgerschaftsrechtlichen Wirkungen der Legitima-
tion (§ 7 a) nur mit deren Zustimmung eintreten."

24. Im § 53 Z 1 haben die Worte „und jede von
ihr ausgestellte Bestätigung des Erwerbes der
Staatsbürgerschaft nach § 25 Abs. 3 oder § 58 c
Abs. 2" zu entfallen.

25. Im § 53 Z 2 lit. a ist das Wort „Einwilligung"
durch „Genehmigung" zu ersetzen.

26. Im § 53 Z 3 lit. a haben die Worte „eines
Staatsbürgers oder" zu entfallen.

27. § 53 Z 5 hat zu lauten:

„5. von der Gemeinde (Gemeindeverband):
a) die in ihrem Bereich beurkundete Geburt

eines Staatsbürgers;
b) jede von ihr in Angelegenheiten der

Staatsbürgerschaft ausgestellte Bestäti-
gung;

c) die Legitimation eines minderjährigen
ledigen Fremden durch die beurkundete
Eheschließung seiner Eltern, wenn der
Vater des Kindes Staatsbürger ist; ist das
legitimierte Kind weiblichen Geschlechtes,
so sind gegebenenfalls auch dessen unehe-
liche Kinder bekanntzugeben;

d) die in ihrem Bereich beurkundete Ände-
rung oder Berichtigung des Familienna-
mens oder Vornamens eines Staatsbür-
gers, sofern die Änderung oder Berichti-
gung nicht durch die Entscheidung einer
inländischen Behörde bewirkt wurde, und

e) das in ihrem Bereich beurkundete Ableben
eines Staatsbürgers;"

28. § 53 Z 6 hat zu lauten:

„6. von den im § 25 genannten Lehranstalten:
der Dienstantritt eines Fremden als Ordentlicher
Universitätsprofessor oder als Ordentlicher Hoch-
schulprofessor."

29. § 58 c Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 vor,
so hat die Behörde (§ 39) mit schriftlichem
Bescheid festzustellen, daß der Fremde mit dem
Tage des Einlangens der Anzeige bei der Behörde
(Abs. 1 Z 4) die Staatsbürgerschaft erworben hat."

ARTIKEL II

Übergangsbestimmung

Artikel II der Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle
1983, BGBl. Nr. 170, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 hat der letzte Satz zu lauten:

„§ 19 Abs. 2 und 3 StbG 1965 sind sinngemäß mit
der Maßgabe anzuwenden, daß die Zustimmung
des gesetzlichen Vertreters und des Minderjähri-
gen, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, oder die
Genehmigung des Gerichtes auch nach der Abgabe
der Erklärung erteilt werden kann."
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2. Dem Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen:

„Die Erklärung bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Minderjährigen, der das 14. Lebensjahr
vollendet hat."

ARTIKEL III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni 1985 in
Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen, jedoch frühestens
mit 1. Juni 1985 in Kraft gesetzt werden.

ARTIKEL IV

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:

1. soweit sie dem Bund zukommt, hinsichtlich
der Art. I Z 4 (§ 7 a Abs. 5), Z 8 (§ 19 Abs. 3),
Z 11 (§ 28 Abs. 3 letzter Satz), Z 13 (§ 29
Abs. 2 letzter Satz), Z 22 (§ 53 Z 2 lit. a) und
Z 23 (§ 53 Z 3 lit. a) der Bundesminister für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Inneres, hinsichtlich aller übrigen
Bestimmungen der Bundesminister für Inne-
res;

2. soweit sie dem Land zukommt, die Landesre-
gierung.

Kirchschläger

Sinowatz

203. Bundesgesetz vom 9. Mai 1985 über die
Errichtung des Bezirksgerichtes Donaustadt
sowie die Organisation der Bezirksgerichte in
Wien (Bezirksgerichts-Organisationsgesetz für

Wien)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Abschnitt

Organisation der Bezirksgerichte in Wien

§ 1. Unter Bedachtnahme auf den § 6 sind in
Wien folgende Bezirksgerichte errichtet:

1. das Bezirksgericht Innere Stadt Wien;
2. das Bezirksgericht Favoriten;
3. das Bezirksgericht Hietzing;
4. das Bezirksgericht Fünfhaus;
5. das Bezirksgericht Hernais;
6. das Bezirksgericht Döbling;
7. das Bezirksgericht Floridsdorf;
8. das Bezirksgericht Donaustadt;
9. das Bezirksgericht Liesing;

10. das Bezirksgericht für Handelssachen Wien;
11. das Exekutionsgericht Wien;
12. das Strafbezirksgericht Wien.

§ 2. Soweit in den §§ 3 bis 5 nichts anderes
bestimmt ist, umfaßt der Sprengel

1. des Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien die
Bezirke I und III bis IX; außerdem
a) in zivilgerichtlichen Rechtshilfesachen

auch die Bezirke X bis XIX;
b) in allen zivilgerichtlichen Angelegenhei-

ten, die nach einer gesetzlichen Vorschrift
dem Bezirksgericht am Sitz eines
Gerichtshofes I. Instanz in Wien zugewie-
sen sind, den Sprengel des betreffenden
Gerichtshofes;

c) in allen Angelegenheiten der Führung der
Landtafel, soweit die unbeweglichen
Sachen, die bisher Gegenstand der Land-
tafel waren, in Wien, Niederösterreich
oder dem Burgenland liegen, das Gebiet
dieser Bundesländer;

d) in allen Angelegenheiten der Führung der
Bergbücher, soweit das Bergwerkseigen-
tum ganz oder mit seinen Hauptbestand-
teilen in Wien, Niederösterreich oder dem
Burgenland liegt, das Gebiet dieser Bun-
desländer;

e) in allen Angelegenheiten der Führung des
Eisenbahnbuches, soweit es nach den am
12. März 1938 geltenden Vorschriften
vom Landesgericht für Zivilrechtssachen
Wien zu führen war, das nach diesen Vor-
schriften bestimmte Gebiet;

2. des Bezirksgerichtes Favoriten die Bezirke X
und XI;

3. des Bezirksgerichtes Hietzing die Bezirke
XIII und XIV;

4. des Bezirksgerichtes Fünfhaus die Bezirke
XII und XV;

5. des Bezirksgerichtes Hernais die Bezirke XVI
und XVII;

6. des Bezirksgerichtes Döbling die Bezirke
XVIII und XIX;

7. des Bezirksgerichtes Floridsdorf die Bezirke
XX und XXI, außerdem in Rechtssachen
nach dem Anerbengesetz, BGBl.
Nr. 106/1958, in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie in Land- und Fischereipachtsa-
chen auch die Bezirke I bis XIX und XXII;

8. des Bezirksgerichtes Donaustadt die Bezirke
II und XXII;

9. des Bezirksgerichtes Liesing den XXIII.
Bezirk.

§ 3. Der Sprengel des Bezirksgerichtes für Han-
delssachen Wien umfaßt die Bezirke I bis XXIII.

§ 4. (1) Der Sprengel des Exekutionsgerichtes
Wien umfaßt, soweit im Abs. 2 nichts anderes ange-
ordnet ist:

1. in allen Angelegenheiten des Exekutionsver-
fahrens und der Exekution zur Sicherstellung
nach § 18 EO, ausgenommen die Exekution
auf ein in einem öffentlichen Buch eingetrage-
nes unbewegliches Gut durch zwangsweise
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Pfandrechtsbegründung und durch bücherli-
che Vormerkung des Pfandrechtes sowie die
Exekution auf bücherlich eingetragene
Rechte an einem solchen Gut, die Bezirke I
und III bis IX;

2. in allen Angelegenheiten des Exekutionsver-
fahrens und der Exekution zur Sicherstellung
nach § 18 Z 3 und 4 EO auch die Bezirke X
bis XIX;

3. in allen Angelegenheiten des Exekutionsver-
fahrens und der Exekution zur Sicherstellung
nach § 19 EO, ausgenommen die Exekution
durch zwangsweise Pfandrechtsbegründung
und durch bücherliche Vormerkung des
Pfandrechtes sowie die Exekution auf bücher-
lich eingetragene Rechte an einem im § 19
EO angeführten Gut, die im § 2 Z 1 lit. c, d
oder e genannten Gebiete.

(2) Exekutionen nach § 349 EO sind von dem
Bezirksgericht durchzuführen, in dessen Sprengel
der Bestandgegenstand liegt oder die erste Exeku-
tionshandlung vorzunehmen ist.

§ 5. Der Sprengel des Strafbezirksgerichtes Wien
umfaßt die Bezirke I und III bis XIX.

II. Abschnitt

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 6. (1) In Wien wird das Bezirksgericht Donau-
stadt errichtet.

(2) Das Bezirksgericht Donaustadt ist zur Aus-
übung der den Bezirksgerichten übertragenen
Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtssachen, in
Strafsachen (§ 9 Abs. 1 StPO) sowie zur Ausübung
der den Bezirksgerichten nach § 17 EO übertrage-
nen Gerichtsbarkeit zuständig, soweit hiezu nicht
das Bezirksgericht für Handelssachen Wien, das
Exekutionsgericht Wien, das Bezirksgericht Innere
Stadt Wien oder der Jugendgerichtshof Wien beru-
fen sind.

§ 7. Im Abs. 3 der Anlage zur Jurisdiktionsnorm
vom 1. August 1895, RGBl. Nr. 111, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 70/1985,
wird nach dem Wort „Floridsdorf," das Wort
„Donaustadt," eingefügt.

§ 8. (1) Die § 1 Z 8, § 2 Z 1 erster Halbsatz, Z 7
und 8 sowie § 4 Abs. 1 Z 1, §§ 5 bis 7 und § 10 tre-
ten mit dem 1. Jänner 1986 in Kraft.

(2) Das Bundesgesetz vom 23. Jänner 1985,
BGBl. Nr. 70, mit dem Bestimmungen über die
Zuständigkeiten der Gerichte in Familienangele-
genheiten geändert werden, bleibt unberührt.

§ 9. Ab dem Zeitpunkt ihrer Erlassung gilt die
Verordnung der Bundesregierung und des Bundes-
ministeriums für Justiz vom 28. Juli 1954, BGBl.
Nr. 200, in der Fassung der BGBl. Nr. 77/1956 und
78/1956 über die Bezirksgerichte in der Stadt Wien

und in einzelnen Gebieten des Bundeslandes Nie-
derösterreich als Bundesgesetz, und zwar

1. der Abschnitt I, soweit er Gebiete oder
Gebietsteile betrifft, die einem in Wien gele-
genen Bezirksgericht zugewiesen wurden,
und

2. der Abschnitt II; dieser tritt jedoch vorbehalt-
lich des §10 am 31. Dezember 1985 außer
Kraft.

§ 10. (1) Auf Verfahren, die vor dem 1. Jänner
1986 anhängig geworden sind, sind die § 1 Z 8, § 2
Z 1 erster Halbsatz, Z 7 und 8 sowie § 4 Abs. 1 Z 1
und §§ 5 bis 7 auch nach dem 31. Dezember 1985
nicht anzuwenden; dies gilt auch für Verfahrens-
handlungen, Entscheidungen und Verfügungen, die
nach der rechtskräftigen Beendigung dieser Ver-
fahren — etwa auch infolge einer Nichtigkeits-
oder Wiederaufnahmsklage — vorzunehmen sind
oder vorgenommen werden.

(2) Auf Exekutionsverfahren — einschließlich
zwangsweiser Pfandrechtsbegründungen — sind
jedoch die § 1 Z 8, § 2 Z 1 erster Halbsatz, Z 7 und
8 sowie § 4 Abs. 1 Z 1 und § 6 auch dann anzuwen-
den, wenn diese Verfahren mit Ablauf des
31. Dezember 1985 bereits anhängig waren.

(3) Die § 1 Z 8, § 2 Z 1 erster Halbsatz, Z 7 und
8 sowie §§ 6 und 7 gelten für Vormundschafts-,
Pflegschafts- und Sachwalterschaftsverfahren auch
dann, wenn sie bereits vor dem 1. Jänner 1986
anhängig geworden sind. Das bisher zuständige
Gericht bleibt jedoch so lange weiter zuständig, bis
alle vor dem 1. Jänner 1986 gestellten Anträge
rechtskräftig erledigt worden sind; danach sind
diese Verfahren dem nach den § 1 Z 8, § 2 Z l
erster Halbsatz, Z 7 und 8 sowie §§ 6 und 7 zustän-
digen Gericht zu übertragen.

(4) Wird ein vom Strafbezirksgericht Wien oder
vom Bezirksgericht Floridsdorf rechtskräftig been-
detes Strafverfahren nach dem 1. Jänner 1986
erneuert (§§ 292, 359, 477 Abs. 1 StPO), so richtet
sich die Zuständigkeit für dieses Verfahren nach
den § 1 Z 8, § 2 Z 7 und 8 sowie §§ 5 und 6.

§ 11. Bereits von dem der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes folgenden Tag an können organi-
satorische und personelle Maßnahmen im Zusam-
menhang mit den §1 Z 8 , § 2 Z l erster Halbsatz,
Z 7 und 8, § 4 Abs. 1 Z 1, §§ 5 bis 7 und § 10
getroffen und Durchführungsverordnungen erlas-
sen werden; sie dürfen aber erst mit dem im § 8
Abs. 1 genannten Zeitpunkt in Wirksamkeit gesetzt
werden.

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Kirchschläger

Sinowatz
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204. Bundesgesetz vom 9. Mai 1985 über eine
Amnestie aus Anlaß der vierzigsten Wieder-
kehr des Tages, an dem die Unabhängigkeit
Österreichs wiederhergestellt wurde, und der
dreißigsten Wiederkehr des Tages, an dem der
österreichische Staatsvertrag unterzeichnet

wurde (Amnestie 1985)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Einstellung von Strafverfahren

§ 1. (1) Ein Strafverfahren wegen einer von Amts
wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren
Handlung ist nicht einzuleiten und ein bereits ein-
geleitetes Strafverfahren ist in jeder Lage des Ver-
fahrens einzustellen,

1. wenn die strafbare Handlung vor dem
15. Mai 1955 begangen worden ist und keine
strengere Strafe als zehn Jahre Freiheitsstrafe
angedroht ist;

2. wenn die strafbare Handlung vor dem
15. Mai 1965 begangen worden ist und keine
strengere Strafe als fünf Jahre Freiheitsstrafe
angedroht ist;

3. wenn die strafbare Handlung vor dem
15. Mai 1975 begangen worden ist und keine
strengere Strafe als drei Jahre Freiheitsstrafe
angedroht ist;

4. wenn eine nach den §§ 83, 84, 269 oder 270
StGB zu beurteilende strafbare Handlung vor
dem 15. Mai 1980 gegen einen Beamten oder
eine Behörde begangen worden ist.

(2) Auf gerichtlich strafbare Handlungen nach
dem Finanzstrafgesetz findet Abs. 1 keine Anwen-
dung.

Strafnachsicht

§ 2. (1) Allen Personen, die vor dem Inkrafttre-
ten dieses Bundesgesetzes ausschließlich wegen
einer oder mehrerer der im § 1 bezeichneten straf-
baren Handlungen zu einer Freiheitsstrafe rechts-
kräftig verurteilt worden sind, ist die Freiheitsstrafe
nachgesehen, soweit sie noch nicht vollstreckt oder
nachgesehen worden ist. § 1 Abs. 2 ist anzuwenden.

(2) Die nach Abs. 1 nachgesehene Strafe gilt mit
dem Tage des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes
als vollzogen. Bei Berechnung der Fristen, deren
Lauf beginnt, sobald die Strafe vollstreckt ist, ist
jedoch, je nach den Umständen, § 43 Abs. 3 oder
§ 48 Abs. 3 StGB dem Sinne nach anzuwenden.

Beschränkung der Auskunft aus dem Strafregister

§ 3. (1) Ist jemand zu keiner strengeren Strafe als
einer höchstens sechsmonatigen Freiheitsstrafe,
wenn die Verurteilung aber nur wegen Jugendstraf-
taten erfolgt ist, zu keiner strengeren als einer ein-
jährigen Freiheitsstrafe verurteilt worden, so unter-
liegt die Verurteilung der Beschränkung der Aus-
kunft aus dem Strafregister (§ 6 Abs. 1 des Til-

gungsgesetzes 1972), wenn die Tilgungsfrist vor
dem 1. Jänner 1985 begonnen hat oder im Fall
einer Strafe, die bedingt nachgesehen oder aus der
der Verurteilte bedingt entlassen worden ist, die
bedingte Nachsicht vor dem 1. Jänner 1985 in
Rechtskraft erwachsen oder der Verurteilte vor die-
sem Zeitpunkt bedingt entlassen worden ist. Bei
einer Geldstrafe ist die Ersatzfreiheitsstrafe maßge-
bend, bei Verhängung einer Freiheitsstrafe und
einer Geldstrafe sind Freiheitsstrafe und Ersatzfrei-
heitsstrafe zusammenzuzählen. Dabei ist ein Monat
dreißig Tagen gleichzuhalten.

(2) Hat jemand mehrere Verurteilungen der im
Abs. 1 bezeichneten Art erlitten, so tritt eine
Beschränkung der Auskunft nur ein, wenn die Zahl
der Verurteilungen nicht mehr als drei beträgt und
die Summe aller Freiheitsstrafen und Ersatzfrei-
heitsstrafen sechs Monate, wenn es sich aber aus-
schließlich um Verurteilungen wegen Jugendstraf-
taten handelt, ein Jahr nicht übersteigt.

(3) Die Beschränkung der Auskunft aus dem
Strafregister nach den vorstehenden Bestimmungen
tritt kraft Gesetzes ein. Andere Bestimmungen,
nach denen Verurteilungen einer Beschränkung der
Auskunft unterliegen, bleiben unberührt. Hinsicht-
lich Verurteilungen, für die die Voraussetzungen
der Abs. 1 und 2 nicht zutreffen, gilt § 6 Abs. 6 des
Tilgungsgesetzes 1972.

Verfahren bei Einstellung von Strafverfahren
§ 4. (1) Über die Einstellung eines Strafverfah-

rens entscheidet das Gericht, bei dem das Verfah-
ren anhängig ist. Nach Rechtskraft der Anklage
oder Einbringung des Strafantrages obliegt die Ent-
scheidung dem Vorsitzenden (Einzelrichter). Stellt
sich die Notwendigkeit der Entscheidung über die
Verfahrenseinstellung in der Hauptverhandlung
heraus, so entscheidet das erkennende Gericht, im
Geschwornengerichtsverfahren der Schwurge-
richtshof. Ist gegen ein Urteil ein Rechtsmittel
angemeldet oder eingebracht worden, so obliegt
die Entscheidung dem Rechtsmittelgericht. Die
Entscheidung ergeht jeweils durch Beschluß nach
Anhörung des Staatsanwaltes, Oberstaatsanwaltes
oder Generalprokurators.

(2) Der Beschluß auf Einstellung des Verfahrens
ist auf Antrag des Beschuldigten (Angeklagten) zu
fassen. Von Amts wegen oder auf Antrag des
Staatsanwaltes ist nur dann zu entscheiden, wenn

1. sich der Beschuldigte in Untersuchungshaft
befindet oder über ihn die Untersuchungshaft
verhängt werden müßte,

2. eine Anklageschrift oder ein Strafantrag ein-
gebracht werden müßte,

3. eine Strafverfügung erlassen oder die Haupt-
verhandlung anberaumt oder durchgeführt
werden müßte oder

4. eine Berufung oder Nichtigkeitsbeschwerde
gegen das Urteil angemeldet oder eingebracht
worden ist.
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(3) Ist in den Fällen des § 1 ein gerichtliches Ver-
fahren noch nicht eingeleitet worden, so tritt an die
Stelle der Verfahrenseinstellung die Zurücklegung
der Anzeige durch den Staatsanwalt. Die Zurückle-
gung kann jederzeit auf Begehren des Angezeigten
geschehen; von Amts wegen erfolgt sie nur dann,
wenn der Staatsanwalt sonst in der Sache eine
Amtshandlung vorzunehmen hätte.

(4) Gegen die Entscheidung des Gerichtes erster
Instanz steht dem Beschuldigten (Angeklagten)
und dem öffentlichen Ankläger die Beschwerde an
den übergeordneten Gerichtshof offen; sie ist bin-
nen vierzehn Tagen einzubringen und hat aufschie-
bende Wirkung. Gegen Entscheidungen des Unter-
suchungsrichters ist eine Beschwerde an die Rats-
kammer zulässig, gegen deren Entscheidung eine
Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz
(§§ 113, 114 StPO).

Verfahren bei Strafnachsicht

§ 5. (1) Daß die Voraussetzungen einer Straf-
nachsicht gegeben sind, hat das Gericht, das in
erster Instanz erkannt hat, nach Anhörung des
Staatsanwaltes durch Beschluß festzustellen. Hat in
erster Instanz ein Geschwornen- oder ein Schöffen-
gericht erkannt, so obliegt die Feststellung dem
Vorsitzenden.

(2) Der Beschluß nach Abs. 1 ist auf Antrag des
Verurteilten zu fassen, von Amts wegen oder auf
Antrag des Staatsanwaltes nur dann, wenn der
Vollzug der Freiheitsstrafe anzuordnen oder über
einen Strafaufschub zu entscheiden wäre oder
wenn sich der Verurteilte bereits zum Vollzug der
Freiheitsstrafe in einer Strafvollzugsanstalt oder
einem gerichtlichen Gefangenenhaus befindet.

(3) § 4 Abs. 4 erster Satz ist anzuwenden.

Inkrafttreten und Vollziehung

§ 6. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme
des § 3 mit dem 15. Mai 1985 in Kraft. § 3 tritt mit
dem 1. Jänner 1987 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut, hinsicht-
lich des § 3 aber der Bundesminister für Inneres.

Kirchschläger

Sinowatz

205. Bundesgesetz vom 9. Mai 1985, mit dem
sozialversicherungsrechtliche Vorschriften
geändert werden (Sozialversicherungs-Ände-

rungsgesetz 1985)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,

BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBl. Nr. 55/1985, wird geändert
wie folgt:

1. Im § 49 Abs. 3 Z 1 wird der zweite Satz durch
folgende Sätze ersetzt:

„Unter Tages- und Nächtigungsgelder fallen auch
die auf Grund von Normen der kollektiven Rechts-
gestaltung (Kollektivverträge, Betriebsvereinbarun-
gen uä.) gezahlten Vergütungen für den mit Arbei-
ten außerhalb des Betriebes verbundenen Mehrauf-
wand wie Bauzulagen, Trennungsgelder, Zehrgel-
der, Entfernungszulagen, Aufwandsentschädigun-
gen, Stör- und Außerhauszulagen uä. Insoweit eine
kollektive Regelung im Sinne des vorigen Satzes
nicht vorliegt, fallen Vergütungen für den mit
Arbeiten außerhalb des Betriebes verbundenen
Mehraufwand unter den Begriff ,Tages- und Näch-
tigungsgelder', soweit sie nach § 26 und § 68 des
Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 440,
nicht der Einkommensteuer-(Lohnsteuer-)Pflicht
unterliegen;"

2. § 49 Abs. 3 Z 2 lautet:

„2. Schmutzzulagen, wenn sie auf Grund von
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder auf
Grund von im § 68 Abs. 2 zweiter Satz des Ein-
kommensteuergesetzes 1972 angeführten Regelun-
gen gezahlt werden, soweit sie nach § 68 Abs. 1
oder 4 des Einkommensteuergesetzes 1972 nicht
der Einkommensteuer-(Lohnsteuer-)Pflicht unter-
liegen;"

3. § 95 Abs. 1 lautet:

„(1) Bei der Anwendung der §§ 90 und 90 a sind
die Renten (Pensionen) mit dem Hilflosenzuschuß
(§ 105 a), dem Zurechnungszuschlag (§261
Abs. 3), dem Kinderzuschlag (§ 261 a) und dem
Leistungszuschlag (§ 284 Abs. 5), jedoch ohne die
besonderen Steigerungsbeträge für Höherversiche-
rung (§ 248) und die Kinderzuschüsse (§ 262) her-
anzuziehen. Bei der Anwendung des § 94 sind,
soweit dort nichts anderes bestimmt wird, die Pen-
sionen mit dem Zurechnungszuschlag (§ 261
Abs. 3), dem Kinderzuschlag (§ 261 a) und dem
Leistungszuschlag (§ 284 Abs. 5), jedoch ohne den
Hilflosenzuschuß (§ 105 a), die besonderen Steige-
rungsbeträge für Höherversicherung (§ 248) und
die Kinderzuschüsse (§ 262) heranzuziehen."

4. § 123 Abs. 4 letzter Satz lautet:

„Die Angehörigeneigenschaft bleibt in den Fällen
der Z 2 lit. b längstens für die Dauer von 24 Mona-
ten ab den in Z 2 genannten Zeitpunkten gewahrt."

Artikel II

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 485/1984, wird geändert
wie folgt:
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1. §62 Abs. 1 lautet:

„(1) Bei der Anwendung des § 60 sind, soweit
dort nichts anderes bestimmt wird, die Pensionen
mit dem Zurechnungszuschlag (§ 139 Abs. 3) und
dem Kinderzuschlag (§ 140), jedoch ohne den Hilf-
losenzuschuß (§ 74), die besonderen Steigerungsbe-
träge für Höherversicherung (§ 141) und die Kin-
derzuschüsse (§ 144) heranzuziehen. Bei der
Anwendung des § 61 a sind die Pensionen mit dem
Hilflosenzuschuß (§ 74), dem Zurechnungszu-
schlag (§ 139 Abs. 3) und dem Kinderzuschlag
(§ 140), jedoch ohne die besonderen Steigerungsbe-
träge für Höherversicherung (§ 141) und die Kin-
derzuschüsse (§ 144) heranzuziehen. Bei der
Anwendung des § 61 erfaßt das Ruhen auch die
Zuschüsse und Zuschläge, jedoch nicht die beson-
deren Steigerungsbeträge für Höherversicherung
(§ 141) "

2. § 83 Abs. 4 letzter Satz lautet:

„Die Angehörigeneigenschaft bleibt in den Fällen
der Z 2 lit. b längstens für die Dauer von 24 Mona-
ten ab den in Z 2 genannten Zeitpunkten gewahrt."

Artikel III

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 486/1984, wird geändert wie
folgt:

1. §58 Abs. 1 lautet:

„(1) Bei der Anwendung des § 56 sind, soweit
dort nichts anderes bestimmt wird, die Pensionen
mit dem Zurechnungszuschlag (§ 130 Abs. 3) und
dem Kinderzuschlag (§ 131), jedoch ohne den Hilf-
losenzuschuß (§ 70), die besonderen Steigerungsbe-
träge für Höherversicherung (§ 132) und die Kin-
derzuschüsse (§ 135) heranzuziehen. Bei der
Anwendung des § 57 a sind die Pensionen mit dem
Hilflosenzuschuß (§ 70), dem Zurechnungszu-
schlag (§ 130 Abs. 3) und dem Kinderzuschlag
(§ 131), jedoch ohne die besonderen Steigerungsbe-

träge für Höherversicherung (§ 132) und die Kin-
derzuschüsse (§ 135) heranzuziehen. Bei der
Anwendung des § 57 erfaßt das Ruhen auch die
Zuschüsse und Zuschläge, jedoch nicht die beson-
deren Steigerungsbeträge für Höherversicherung
(§132)"

2. § 78 Abs. 4 letzter Satz lautet:

„Die Angehörigeneigenschaft bleibt in den Fällen
der Z 2 lit. b längstens für die Dauer von 24 Mona-
ten ab den in Z 2 genannten Zeitpunkten gewahrt."

Artikel IV

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 488/1984, wird
geändert wie folgt:

§ 56 Abs. 3 letzter Satz lautet:

„Die Angehörigeneigenschaft bleibt in den Fällen
der Z 2 lit. b längstens für die Dauer von 24 Mona-
ten ab den in Z 2 genannten Zeitpunkten gewahrt."

Artikel V

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt wird, mit 1. Juni 1985
in Kraft.

(2) Es treten in Kraft:
a) rückwirkend mit 1. Jänner 1985 Art. I Z 3,

Art. II Z l und Art. III Z l ;
b) mit dem Beginn des Beitragszeitraumes Juni

1985 Art. I Z 1 und 2.

Artikel VI

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger

Sinowatz


